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Haupt- und Finanzausschuss

Ausschuss fur 6ffentliche Einrichtungen

Betreff: Burgerantrag gem. § 24 GO NW des Burgerforums vom 09.04.2019
Einrichtung eines Tierfriedhofs

Beschlussentwurf:

Der Ausschuss fur 6ffentliche Einrichtungen lehnt den Blirgerantrag aus den in der
Sachdarstellung genannten Grinden ab.

Sachdarstellung:

Die Bestattung von Tieren ist keine hoheitliche Aufgabe, sondern stellt eine
steuerpflichtige wirtschaftliche Tatigkeit dar. Tierfriedhdfe werden grundsatzlich von
privaten Betreibern unterhalten.

Dies zumeist in Verbindung mit einer eigenen Maoglichkeit der Kremierung, eines
Sarg- und Urnenverkaufs sowie der Moglichkeit Abschiedsraume u.a zu nutzen. Die
Tierhalter haben so die Madglichkeit, alles ,aus einer Hand“ zu erhalten. Dieser
Service ahnelt sehr dem Leistungsspektrum, den Bestatter anbieten.

Ein solcher zusatzliche Aufwand kann seitens der Stadt Troisdorf nicht geleistet
werden.

Zumeist handelt es sich bei den fir Tierfriedhtéfe genutzten Grundsticken um
brachliegende Grundsticke im Aufenbereich oder um angeschlossene
Grundstlcksteile am Firmensitz. Derart geeignete Grundsticke halt die Stadt
Troisdorf nicht vor.

Kommunen, die eine eigene Unterhaltung eines Tierfriedhofs gepruft haben (z. B.
Hamm) stellten fest, dass selbst unter Nutzung der bereits vorhandenen Infrastruktur
ein konkurrenzfahiger Tierfriedhof nicht wirtschaftlich unterhalten werden kann.

Die Nutzung der vorhandenen Infrastruktur setzt voraus, dass eine rdumliche Nahe
zu den Uubrigen Friedhdfen besteht. Die auf den Friedhdfen der Stadt Troisdorf
vorgehaltenen Freiflachen dienen ausschlieBlich der Bestattungen von Menschen.

Die allein aus Pietatsgrinden gebotenen Abstande zwischen den unterschiedlich
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genutzten Flachen kdnnten nicht eingehalten werden.

Dartuber hinaus scheint der bestehende Bedarf derzeit durch die bereits
vorhandenen Tierfriedhdfe in Bonn, Kdéln und Bornheim gedeckt zu sein. Eine
Abfrage hat ergeben, dass die privaten Betreiber derzeit auch kein Interesse an
einem zusatzlichen Standort haben.

Aus den vorgenannten Grinden empfiehlt die Verwaltung den Blrgerantrag
abzulehnen.

In Vertretung

Walter Schaaf
Technischer Beigeordneter



	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT5

